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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 26. Oktober 1989 durch 
den Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Gärtner, 
Winter, Dr. Schmitz und Kirchhof

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers und 
die Anschlußrevision des Beklagten 
wird das Urteil des 20. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts München vom 
12. Oktober 1988 im Kostenpunkt und 
insoweit aufgehoben, als zum Nach­
teil des Klägers entschieden und 
als der Beklagte zur Zahlung von 
mehr als 15.889 DM nebst Zinsen 
verurteilt worden ist.

Die weitergehende Anschlußrevision 
wird zurückgewiesen.

Im Umfang der Aufhebung wird die 
Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwie­
sen .

Von Rechts wegen



Tatbestand

Der Kläger verlangt von dem beklagten Rechtsanwalt 
Schadensersatz wegen Verletzung anwaltlicher Pflichten.

Der Kläger betreibt in der Gemeinde au^
gepachteten Grundstücken eine Baumschule. In den Jah­
ren 1979/80 baute die Gemeinde eine an dem Pachtgelände 
vorbeiführende Straße teilweise aus. Aufgrund dieser Bau­
maßnahme floß in der Folgezeit Oberflächenwasser auf die 
Grundstücke. Im Jahre 1983 erwirkte der Grundstückseigentü­
mer vor dem Amtsgericht Eggenfelden ein Urteil, mit welchem 
der Gemeinde w m m  auf gegeben wurde, das Eindringen 
von Oberflächenwasser auf eines der Grundstücke zu verhin­
dern. Diesen Anspruch trat der Eigentümer an den Kläger ab.

Ende 1985 erhob der Beklagte im Auftrag des Klägers vor 
dem Landgericht Landshut gegen die Gemeinde
Klage auf Zahlung von Schadensersatz wegen der Durchnässung 
der Grundstücke in Höhe von 138.990 DM. Durch Zwischenurteil 
verwies das Landgericht den Rechtsstreit wegen sachlicher 
Unzuständigkeit an das Amtsgericht Eggenfelden, weil even­
tuelle Amtshaftungsansprüche verjährt seien und für den ab­
getretenen Schadensersatzanspruch aus § 283 BGB ausschließ­
lich das Amtsgericht zuständig sei. Das Amtsgericht wies die 
Klage ab.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger zunächst 
Schadensersatz in Höhe von 121.054,31 DM sowie Feststellung
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der Ersatzpflicht des Beklagten begehrt. Nachdem der Kläger 
nur noch die Zahlung eines Betrages von 122.217,31 DM ver­
langt hatte, hat das Landgericht der Klage in Höhe von 
87.120,24 DM stattgegeben und sie im übrigen abgewiesen. Das 
Berufungsgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung des 
Klägers zurückgewiesen und auf die Berufung des Beklagten 
dessen Verurteilung auf einen Betrag von 18.053,50 DM er­
mäßigt. Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klage­
begehren weiter. Der Beklagte erstrebt mit der Anschluß­
revision die Abweisung der Klage in Höhe von weiteren 
16.475,50 DM.

Entscheidunqsgründe

I.

Das Berufungsgericht hat zunächst geprüft, ob der Be­
klagte seine Haftung dem Grunde nach anerkannt hat. In der 
von ihm selbst gefertigten Klageerwiderung hat der Beklagte 
unter anderem folgendes erklärt: "Der Schadensersatzanspruch 
wird dem Grunde nach nicht bestritten, nachdem vom Beklagten 
Fristen versäumt wurden. Zur Schadenshöhe werden jedoch Ein­
wendungen erhoben: ... Soweit der klägerische Schaden also 
darin besteht, daß Schadensersatzansprüche aus Durchnässung 
gegen die Gemeinde w f l H H H Ü B  nicht durchgesetzt werden 
konnten, ist der Beklagte zum Schadensersatz verpflichtet 
..." Das Berufungsgericht hat dazu ausgeführt, der Beklagte
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habe kein wirksames prozessuales Anerkenntnis nach § 307 ZPO 
abgegeben, weil er seine schriftsätzlich angekündigte Erklä­
rung nicht in der mündlichen Verhandlung abgegeben habe. Da 
das Anerkenntnis eine Prozeßhandlung sei, komme eine ma­
teriell-rechtliche Wirkung nicht in Frage.

Diese Ausführungen begegnen rechtlichen Bedenken.

1. Dem Berufungsgericht ist allerdings darin zu folgen, 
daß der Beklagte kein wirksames prozessuales Anerkenntnis 
gemäß § 307 ZPO abgegeben hat. Das Anerkenntnis ist nicht 
gemäß § 307 Abs. 2 ZPO im schriftlichen Vorverfahren erklärt 
worden. Im schriftlichen Vorverfahren hat der Beklagte viel­
mehr angekündigt, er werde sich gegen die Klage verteidigen. 
Daraufhin ist am 25. Juni 1987 Haupttermin zur mündlichen 
Verhandlung bestimmt worden. Mit der Terminsbestimmung ist 
das schriftliche Vorverfahren beendet worden (Zöller/ 
Stephan, ZPO 15. Aufl. § 276 Rdnr. 16). Somit hätte das An­
erkenntnis in der mündlichen Verhandlung erklärt werden müs­
sen. In der mündlichen Verhandlung vom 15. September 1987 
lag jedoch bereits der Schriftsatz der Prozeßbevollmächtig­
ten des Beklagten vom 24. August 1987 vor, in dem diese 
klargestellt haben, daß der Beklagte die Klageforderung 
nicht anerkennen wolle.

Ein Geständnis von Tatsachen gemäß § 288 ZPO ist in der 
Erklärung des Beklagten ebenfalls nicht zu sehen. Denn es 
bleibt viel zu unbestimmt, auf welche tatsächlichen Behaup­
tungen des Klägers es sich beziehen soll.
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2. Die in der Klageerwiderung vom 4. August 1987 ent­
haltenen Erklärungen des Beklagten können jedoch auch eine 
materiell-rechtliche Bedeutung haben. Mit einem prozessualen 
Anerkenntnis kann auch eine materiell-rechtlich bedeutsame 
Erklärung verbunden sein. Die verfahrensrechtliche Wirkung 
des prozessualen Anerkenntnisses und die materiell-rechtli­
che Wirkung der etwa mit ihm verbundenen sachlich-rechtli­
chen Willenserklärung sind gegebenenfalls getrennt zu beur­
teilen (BGHZ 80, 389, 391; OLG Düsseldorf FamRZ 1983, 721, 
723 f; Stein/Jonas/Leipold, ZPO 20. Aufl. § 307 Rdnr. 11). 
Als materiell-rechtlicher Inhalt der Erklärung des Beklagten 
kommt hier ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis in Be­
tracht. Das deklaratorische Schuldanerkenntnis ist ein Ver­
trag, durch den dem anerkennenden Schuldner Einwendungen ge­
gen seine Schuld in einem jeweils näher zu ermittelnden Um­
fang abgeschnitten werden. Ob die Erklärung des Beklagten in 
diesem Sinne zu verstehen war, hätte das Berufungsgericht 
durch Auslegung ermitteln müssen.

Diese Auslegung kann der erkennende Senat nicht selbst 
vornehmen. Denn die Auslegung muß neben dem Wortlaut der Er­
klärung auch die näheren Umstände bei ihrer Abgabe berück­
sichtigen. So ist insbesondere zu prüfen, welcher Zweck mit 
der Abgabe der Erklärung verfolgt wurde, wie die beidersei­
tige Interessenlage beschaffen war und ob die Parteien einen 
besonderen Anlaß zum Abschluß eines Schuldbestätigungsver­
trages hatten (vgl. BGHZ 66, 250, 255; BGH, Urt. v. 10. Ja­
nuar 1984 - VI ZR 64/82, NJW 1984, 799). Hierzu hat das Be­
rufungsgericht als Tatrichter keine Feststellungen getrof­
fen .
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II .

Die Abweisung des überwiegenden Teils der Klage hat das 
Berufungsgericht mit folgenden Erwägungen begründet: Der Be­
klagte habe den Geschäftsbesorgungsvertrag mit dem Kläger 
zwar pflichtwidrig schlecht erfüllt. Dadurch sei aber der 
dem Kläger entstandene Schaden nur zu einem geringen Teil 
verursacht worden. Daß der Kläger von der Gemeinde W ^ I B ~  
W M  keinen Ersatz für die Durchnässungsschäden an dem 
Pachtgelände erhalten habe, beruhe nicht auf der Pflicht­
verletzung des Beklagten. Als der Kläger den Beklagten mit 
der Geltendmachung der Schadensersatzansprüche gegen die Ge­
meinde beauftragt habe, seien diese Ansprüche bereits ver­
jährt gewesen. Der Kläger habe nicht hinreichend dargelegt, 
daß er den Beklagten bereits 1982 beauftragt habe. Dies sei 
vielmehr erst 1984 geschehen. Die Verjährung der Amtshaf- 
cungsansprüche sei Ende 1983 eingetreten. Bereits 1980 habe 
der Kläger die zur Erhebung einer Feststellungsklage ausrei­
chende Kenntnis des Schadens und des Ersatzpflichtigen be­
sessen .

Diese Ausführungen greift die Revision mit Erfolg an.

1. Mit Recht rügt die Revision die Feststellung des 
Berufungsgerichts, der Kläger habe den Beklagten erst 1984 
mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragt. Der Kläger 
hatte vorgetragen, er habe den Beklagten bereits 1982, als 
er ihn im Auftrag des Grundstückseigentümers aufge­
sucht habe, auch wegen seines eigenen Schadens um Rat ge­
fragt. Darauf habe der Beklagte erwidert, zunächst müsse der
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Eigentümer auf Unterlassung klagen; erst wenn die Wasserein­
leitung beendet sei, lasse sich der Schaden übersehen; dann 
beginne auch erst die Verjährungsfrist des Schadensersatzan­
spruchs zu laufen. Dieses Vorbringen war entgegen der An­
sicht des Berufungsgerichts hinreichend substantiiert.

Der Beklagte hat darauf nur erwidert, mit der Geltend­
machung von Schadensersatzansprüchen des Klägers sei er 
erst 1984 beauftragt worden. Damit hat der Beklagte über­
haupt nicht bestritten, daß der Kläger ihn bei dem Besuch im 
Jahre 1982, bei dem er ihm Informationen für den Grund­
stückseigentümer HflB gab, auch wegen seines eigenen Scha­
dens um Rat gefragt hat und somit ein entsprechender Bera­
tungsvertrag zustande gekommen ist. Aufgrund dieses Bera­
tungsvertrages war der Beklagte verpflichtet, den Kläger 
über die Verjährung des Amtshaftungsanspruchs zu beraten.

Wenn das Berufungsgericht hinsichtlich des Abschlusses 
eines Beratungsvertrages im Jahre 1982 noch Zweifel hatte, 
hätte es nahegelegen, dazu den Kläger von Amts wegen als 
Partei zu vernehmen.

Schließlich rügt die Revision in diesem Zusammenhang 
auch mit Recht, daß das Berufungsgericht den vom Kläger be­
nannten Zeugen H ^ H  ohne jede Begründung nicht vernommen 
hat. Der Zeuge war zwar bei dem Gespräch der Parteien im 
Jahre 1982 nicht zugegen. In sein Wissen war aber die Be­
hauptung gestellt, daß der Beklagte im August 1983 gegenüber 
dem Zeugen eingeräumt habe, er sei bereits 1982 vom Kläger 
mit der Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen beauftragt 
worden. Eine Bestätigung dieser Behauptung durch den Zeugen



konnte für die Überzeugungsbildung des Berufungsgerichts 
durchaus von Bedeutung sein.

2. Zu Recht greift die Revision auch die Feststellung 
des Berufungsgerichts an, daß die Verjährungsfrist des 
§ 852 BGB bereits im Jahre 1980 zu laufen begonnen habe. Der 
Schaden des Klägers beruht zwar auf einer einmaligen Hand­
lung der Gemeinde nämlich der Veränderung des
Abwassergrabens durch den abgebrochenen Ausbau der Straße im 
Jahre 1979/80, so daß die Verjährungsfrist grundsätzlich zu 
dieser Zeit bereits zu laufen begonnen haben kann (vgl. BGH, 
Urt. v. 26. Januar 1984 - I ZR 195/81, NJW 1985, 1023,
1024). Erforderlich für den Beginn der Verjährungsfrist ist 
aber nach § 852 Abs. 1 BGB die Kenntnis des Klägers vom 
Schaden. Die Kenntnis vom Schaden ist zwar nicht gleichbe­
deutend mit der Kenntnis vom Schadensumfang, sie setzt aber 
doch voraus, daß dem Verletzten der Eintritt irgendeines 
Schadens bekannt wird (vgl. BGH, Urt. v. 20. Dezember 1977 
- VI ZR 190/75, WM 1978, 331, 332). Das war bei den ersten 
Überschwemmungen des Grundstücks noch nicht notwendigerweise 
der Fall. Möglicherweise hat der Kläger die schädlichen Aus­
wirkungen auf seine Pflanzen erst im Laufe des Jahres 1981 
nach Ablauf der Wachstumsperiode erkannt. Das hat er mit 
Nachdruck behauptet. Dieses Vorbringen hat das Berufungsge­
richt bei seiner Entscheidung nicht berücksichtigt.

Aus den dargelegten Gründen kann das Berufungsurteil 
keinen Bestand haben. Die Sache ist vielmehr an das Beru­
fungsgericht zurückzuverweisen, damit dieses die erforderli­
chen Feststellungen trifft.
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III.

Mit der Anschlußrevision wendet der Beklagte sich gegen 
seine Verurteilung zum Ersatz der unnötig aufgewandten Ko­
sten des Vorprozesses mit Ausnahme der durch eine unzuläs­
sige Berufung entstandenen Kosten.

Das Berufungsgericht hat die Ersatzpflicht des Beklag­
ten damit begründet, daß die Schadensersatzforderung des 
Klägers bei Klageerhebung im Vorprozeß Ende 1985 bereits 
verjährt gewesen sei und der Beklagte den Kläger darauf 
nicht hingewiesen habe. Hiergegen wendet der Beklagte sich 
vergeblich. Wie die Prozeßbevollmächtigte des Beklagten in 
der Revisionsverhandlung klargestellt hat, will der Beklagte 
nicht in Abrede stellen, daß die Verjährung bei Klageerhe­
bung im Vorprozeß bereits eingetreten war. Er meint ledig­
lich, er habe dies damals noch nicht erkennen können. Damit 
kann der Beklagte sich jedoch nicht entlasten. Es gehörte zu 
seinen Aufgaben als Rechtsanwalt, den Kläger über den ent­
scheidungserheblichen Sachverhalt zu befragen. Wenn der Be­
klagte das getan hätte, hätte er erfahren, daß der Kläger 
jedenfalls im Jahre 1981 die zur Erhebung einer Amtshaf­
tungsklage notwendige Kenntnis des Schadens besaß. Dann 
hätte er gewußt, daß die Verjährungsfrist spätestens En­
de 1984 abgelaufen war.

Das Berufungsgericht hat den Beklagten somit zu Recht 
verurteilt, dem Kläger diejenigen Kosten zu erstatten, die 
durch die Klageerhebung Ende 1985 entstanden sind. Es hat in
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die Berechnung dieser Kosten jedoch zwei Posten einbezogen, 
die nicht zu den Kosten des Vorprozesses gehören. Dies sind 
die Gerichtskosten des im August 1984 eingeleiteten Beweis­
sicherungsverfahrens (1.368 DM) und die Kosten des im Jah­
re 1982 eingeholten Gutachtens Krämer (796,50 DM). Hinsicht­
lich dieser Kosten läßt sich aufgrund der bisherigen Fest­
stellungen noch nicht endgültig beurteilen, ob sie vom Be­
klagten zu tragen sind. Denn sie sind zu einer Zeit entstan­
den, als nach den bisherigen Feststellungen - soweit diese 
der rechtlichen Nachprüfung standhalten - nicht auszuschlie­
ßen ist, daß die Verjährungsfrist noch nicht abgelaufen 
war.

Damit führt die Anschlußrevision zu einer Aufhebung der 
Verurteilung des Beklagten in Höhe von (1.368 + 796,50 =)
2 . 164,50 DM.

Merz
Schmitz

Gärtner
Kirchhof

Winter
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